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Preußiſche Geſetzſammlung 


— P 
Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen-Coburg und Gotha, betreffend die Übertragung 
der Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen im Herzogtume Coburg an Königlich Preußiſche Aus- 
einanderſetzungsbehörden, S. 239. — Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen 

Preußen und Sachſen⸗Coburg und Gotha wegen Übertragung der Leitung der Grundſtückszuſammen⸗ 

legungen im Herzogtume Coburg an Königlich Preußiſche Auseinanderſetzungsbehörden am 22. April 

1907 in Berlin unterzeichneten Staatsvertrags und den Austauſch der Ratifikationsurkunden, S. 242. 


(Nr. 10839.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg und Gotha, betreffend 
die Übertragung der Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen im Herzog. 
tume Coburg an Königlich Preußiſche Auseinanderſetzungsbehörden. Vom 
22. April 1907. f 


Nachdem Seine Majeſtät der König von Preußen dem Wunſche Seiner 
Königlichen Hoheit des Herzogs von Sachſen⸗Coburg und Gotha, die Leitung 
der im Herzogtume Coburg noch nötigen Grundſtückszuſammenlegungen den 
Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden zu übertragen, mit Bereit⸗ 
willigkeit entgegengekommen ſind, haben zur Feſtſtellung der dieſerhalb erforder⸗ 
lichen näheren Beſtimmungen die dazu beiderſeits beſtellten Kommiſſare, nämlich 
für Preußen: 
der Geheime Oberregierungsrat Julius Peltzer und 
der Wirkliche Legationsrat Dr. Paul Eckardt, 
für Sachfen-Coburg und Gotha: 
der Geheime Staatsrat Ernſt Schmidt, 
folgenden Vertrag vereinbart: 
Artikel 1. 

Die Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen ſowie die Entſcheidung der 
dabei vorkommenden Streitigkeiten ſoll im Herzogtume Coburg durch die für 
den preußiſchen Regierungsbezirk Erfurt dazu berufenen Königlich Preußiſchen 
Behörden, zur Zeit die Königliche Generalkommiſſion in Merſeburg und das 
Königliche Oberlandeskulturgericht in Berlin, erfolgen. 

Auf Grund des § 3 Abſ. 2 des Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetze vom 27. Januar 1877 (Reichs-Geſetzbl. S. 77) wird von dem Herzogtume 
Sachfen-Coburg und Gotha beantragt werden, daß die Gerichtsbarkeit letzter 
Inſtanz, ſoweit ſie in gleichartigen preußiſchen Angelegenheiten dem Reichsgerichte 
zuſteht, auch in den nach Abf. 1 dieſes Artikels zur Zuſtändigkeit der Königlich 
Preußiſchen Behörden gehörenden Angelegenheiten dem Reichsgericht übertragen wird. 
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Artikel 2. - 

Die nach Artikel 1 Abſ. 1 zuſtändigen Königlich Preußiſchen Auseinander- 
ſetzungsbehörden ſollen durch das zur Ausführung dieſes Vertrags zu erlaſſende 
coburgiſche Landesgeſetz dieſelben Befugniſſe erhalten, welche ihnen in gleichartigen 
preußiſchen Angelegenheiten eingeräumt ſind. 


Artikel 3. 

Der nach Artitel 1 Abſ. 1 zur Leitung der Grundſtückszuſammenlegungen 
im Herzogtume Coburg zuſtändigen Königlich Preußiſchen Behörde ſteht hin— 
ſichtlich der von ihr mit der Bearbeitung dieſer Angelegenheiten beauftragten 
Beamten das Recht der Aufſicht und Leitung zu. 

Sie hat der für Coburg beſtehenden Abteilung des Herzoglichen Staats— 
miniſteriums auf Verlangen über die Lage der einzelnen Angelegenheiten jederzeit 
Auskunft zu geben. 

Weiſungen, die das Herzogliche Staatsminiſterium in einzelnen, das landes— 
polizeiliche Intereſſe berührenden Punkten für erforderlich erachtet, werden durch 
Vermittelung des Königlich Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten erteilt. 

Artikel 4. 

In den aus dem Herzogtume Coburg erwachſenden Auseinanderſetzungs— 
ſachen finden auf Rechtsverhältniſſe, die im Herzogtume nach deſſen Geſetzen zu 
beurteilen ſind, und auf das Verfahren der Königlich Preußiſchen Behörden die 
Vorſchriften der coburgiſchen Landesgeſetzgebung Anwendung. 

Die richterlichen Entſcheidungen der Königlich Preußiſchen Behörden ergehen 
in den im Abſ. 1 bezeichneten Sachen unter der Formel: 

In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen 
und Seiner Königlichen Hoheit dem Herzoge von Sachſen-Coburg und Gotha 
geſchloſſenen Staatsvertrags vom 22. April 1907. 


Artikel 5. 

Die Coburgiſche Regierung gewährt für die dem Preußiſchen Staate aus 
der Erfüllung dieſes Vertrags entſtehenden Koſten eine einmalige Pauſchvergütung 
von 50 Mark für jedes Hektar der in Bearbeitung genommenen Fläche. 

Die Pauſchvergütungen find von der Herzoglich Coburgiſchen Regierung 
vorſchußweiſe und, vorbehaltlich endgültiger Regelung nach Schluß des Verfahrens, 
in gleichen, nach der vorausſichtlichen Dauer des Verfahrens bemeſſenen Jahres— 
raten zu zahlen. Die vorausſichtliche Dauer des Verfahrens wird bei deſſen 
Beginne von der im Artikel 1 Abſ. 1 bezeichneten Königlich Preußiſchen Behörde 
angegeben. 

i Artikel 6. 

In Anſehung der von den Beteiligten zu bezahlenden allgemeinen Regu— 
lierungskoſten finden die Vorſchriften der coburgiſchen Landesgeſetzgebung, in 
Anſehung der übrigen Koſten die preußiſchen Vorſchriften über das Koſtenweſen 
in Auseinanderſetzungsſachen Anwendung. 
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Artikel 7. 

Dieſer Vertrag foll ratifiziert werden und die Ratifikationsurkunden follen 
in Berlin ausgewechſelt werden. 

Er ſoll drei Monate nach Auswechſelung der Ratifikationsurkunden in 
Kraft treten und nach Kündigung, die nicht vor dem Ablaufe von 10 Jahren 
zuläſſig iſt, noch ein Jahr in Kraft bleiben. 

Deſſen zu Urkund haben die beiderſeitigen Kommiſſare dieſen Vertrag 
unterzeichnet und ihre Siegel beigedrückt. 

So geſchehen in Berlin, den zweiundzwanzigſten April Eintauſendneun— 
hundertundſieben. 


(Siegel) Julius Peltzer. (Siegel) Ernſt Schmidt. 
(Siegel)) Paul Eckardt. 


Schlußprotokoll 
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Staatsvertrage vom 22. April 1907. 


Bei der heute erfolgten Unterzeichnung des Vertrags zwiſchen Preußen und 
Sachſen-Coburg und Gotha wegen Übertragung der Leitung der Grundſtücks⸗ 
zuſammenlegungen im Herzogtume Coburg auf Königlich Preußiſche Auseinander- 
ſetzungsbehörden ſind die beiderſeitigen Kommiſſare über folgende Beſtimmungen 
übereingekommen: 

1. Die Königlich Preußiſchen Behörden find befugt, die von ihnen auf 
Grund der $$ 4, 5 des preußiſchen Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinander- 
ſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 feſtzuſetzenden und einzuziehenden Koſtenbeträge 
niederzuſchlagen, die von Staatsangehörigen des Herzogtums Coburg geſchuldet 
werden und nicht beizutreiben ſind. 

Die niedergeſchlagenen Koſten ſind aus der Herzoglichen Staatskaſſe der 
betreffenden Königlich Preußiſchen Kaſſe zu erſtatten. 

2. Die Verkündung des zur Ausführung des Vertrags zu erlaſſenden 
coburgiſchen Landesgeſetzes ſoll dem Austauſche der Ratifikationsurkunden 
vorangehen. 

Der Entwurf dieſes Geſetzes iſt vor ſeiner Vorlage an den Landtag des 
Herzogtums Coburg mit der dieſerhalb vom Königlich Preußiſchen Miniſterium 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beauftragten Generalkommiſſion in 
Merſeburg in ſeinen Grundzügen zu vereinbaren. 

Erfolgt eine Anderung dieſes Geſetzes, durch welche die Koſten der Aus- 
führung des Vertrags eine weſentliche Erhöhung erfahren würden, ſo iſt die im 
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Artikel 7 Abſ. 2 des Vertrags vorgefehene Kündigung auch vor dem Ablaufe 
von 10 Jahren zuläſſig. 

Soweit durch die Zuſammenlegungen landespolizeiliche oder Gemeinde⸗ 
Intereſſen betroffen werden, haben ſich die Königlich Preußiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörden mit den zuſtändigen Herzoglich Coburgiſchen Verwaltungsbehörden, 
erforderlichenfalls mit dem Herzoglichen Staatsminiſterium in Coburg unmittelbar 
ins Einvernehmen zu ſetzen. 

3. Falls eine Anderung der Organiſation oder der Zuſtändigkeit der 
Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungsbehörden oder im Koſtenweſen eintreten 
ſollte, werden die ſich hieraus ergebenden Anderungen und die zur Ausführung 
des Vertrags dadurch etwa erforderlich werdenden anderweitigen Beſtimmungen 
im beiderſeitigen Einverſtändniſſe der Königlich Preußiſchen Staatsregierung und 
des Herzoglichen Staatsminiſteriums in Coburg auf dem Verwaltungswege feit- 
geſtellt und bekannt gemacht werden. 

4. Vorſtehende Beſtimmungen ſollen nach erfolgter Ratifikation des 
Vertrags ſo betrachtet werden, als wären ſie in dem Vertrage ſelbſt mitenthalten. 

So geſchehen in Berlin, den zweiundzwanzigſten April Eintauſendneun⸗ 
hundertundſieben. 


Julius Peltzer. Ernſt Schmidt. 
Paul Eckardt. a 
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(Nr. 10840) Bekanntmachung, betreffend die Ratifikation des zwiſchen Preußen und Sachſen⸗ 
Coburg und Gotha wegen Übertragung der Leitung der Grundſtücks⸗ 
zuſammenlegungen im Herzogtume Coburg an Königlich Preußiſche Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörden am 22. April 1907 in Berlin unterzeichneten Staats- 
vertrags und den Austauſch der Ratifikationsurkunden. Vom 26. Juli 1907. 


De zwiſchen Preußen und Sachſen⸗Coburg und Gotha am 22. April d. J. 
in Berlin abgeſchloſſene Staatsvertrag, betreffend die Übertragung der Leitung 
der Grundſtückszuſammenlegungen im Herzogtume Coburg an Königlich Preußiſche 
Auseinanderſetzungsbehörden, iſt nebſt dem vorſtehend mit ihm abgedruckten Schluß⸗ 
protokolle vom ſelben Tage ratifiziert worden. Die Ratifikationsurkunden ſind 
heute in Berlin ausgetauſcht worden. 


Berlin, den 26. Juli 1907. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung. 


von Tſchirſchky. 


Reedigiert im Bureau des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung find an das Königl. Geſetzſammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


